Musterschreiben an Politiker
Steinkohleabbau unter Rheinberg durch Bergwerk West

Sehr geehrte …

wir Rheinberger Bürger haben trotz erheblicher Einwendungen den Steinkohleabbau unter Rheinberg nicht verhindern können und müssen seit ungefähr einem Jahr die vielfach kaum zu ertragenden unangenehmen Begleiterscheinungen dieses auch wirtschaftlich widersinnigen Abbaus erdulden. Ganz Annaberg ist eine Baustelle, und abgesehenen vom ständigen Baumaschinenlärm plagen uns die vielen erdbebenartigen Erschütterungen, die bei den Menschen, die den letzten Bombenkrieg miterlebt haben, traumatische Erinnerungen freisetzen.

Abstürzende Fliesen, Risse im Mauerwerk, nicht mehr schließbare Türen und Fenster und viele andere Störungen, die der Bergbau hervorruft, machen uns das Leben schwer.

Wir haben unsere Immobilie unter erheblichen Opfern vor allem zur Alters​vorsorge erworben. Normalerweise müssten wir erwarten können, dass die DSK zum einen für den Schaden der Wertmin​derung, der jetzt schon eingetreten ist (Unverkäuflichkeit zum Marktpreis), voll aufkommt, und zum anderen Rücklagen bildet, die eine vollständige und adäquate Wiederherstellung von Bergschäden, auch auf längere Sicht, garantieren. 

Wir haben aber große Angst, dass die DSK sich aus der Verantwortung stiehlt und die Geschädigten leer ausgehen.

Nun will Bergwerk West, Kamp-Lintfort, schon im nächsten Jahr unmittelbar anschließend an den derzeitigen Abbau ein weiteres Flöz abbauen, und wird damit unwiderruflich einen dicht besiedelten Rheinberger Stadtteil und Teile der Innenstadt so weit absenken, daß sie im Hochwasserfall unter dem Rheinniveau liegen und damit potenzielles Überschwemmungsgebiet sind.

Damit kommt zu den bereits bestehenden täglichen Ärgernissen und Belästigungen auch noch die Angst vor der Hochwassergefahr, die beim Eintritt für diese Region irreparable Schäden verursachen und Menschenleben in sehr großer Zahl fordern wird.

Angesichts der sowieso sehr engen Haushaltslage des Landes und der Kommunen ist ein Stopp der Subventionen an den Bergbau und auch ein vorran​giger Stopp von Bergwerk West wegen der besonderen Gefährdung der Niederrhein-Region bei weiterem Abbau dringend zu fordern. 

Zur Frage der dann arbeitslosen Bergleute verweisen wir auf den Artikel „Standpunkt“ der Autoren Prof.Dr. Christoph M. Schmidt, Präsident des RWI Essen, und Prof. Dr. Thomas Straubhaar, Direktor des HWWI Hamburg, zum Thema „Kohlesubventionen: Milliardengrab oder Segen?“ vom 26.7.2006, in dem es u.a. heißt: „... Nach unserer Einschätzung kann man den Arbeitnehmern des Bergbaus jedenfalls mit geringen finanziellen Mitteln effektiver helfen, in den ersten Arbeitsmarkt zurückzukehren. Öffentlichkeit und Politik wären daher gut beraten, einer Situation ein absehbares Ende zu bereiten, die letztlich zu Lasten der Bevölkerung und damit zu Lasten des Landes insgesamt geht.“  Und … „Gerade bei einem Unternehmen bzw. Verband, der nur durch Subventionen existieren kann, darf bezweifelt werden, dass es ihm wirklich um die Interessen der Beschäftigten geht.“ Vielleicht „handelt es sich lediglich um einen sehr teuren Weg, die Privilegien einer Führungselite zu schützen?“.

Bitte, werden Sie Ihrer Verantwortung gerecht und verhindern Sie weitere unübersehbare Ewigkeitskosten für das Land bzw. für den Steuerzahler.

Stoppen Sie Bergwerk West! Die jetzigen Schäden und permanenten Belastungen reichen uns, wir möchten nicht noch Überschwemmungsopfer werden.

Mit freundlichen Grüßen

